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 § 1 EINFÜHRUNG 1 

 § 1 EINFÜHRUNG 

 
A) Die verwaltungsrechtliche Klausur im Juristischen  

Staatsexamen 

Grundbegriffe In jedem juristischen Staatsexamen wird die Bewältigung wenigs-
tens einer öffentlich-rechtlichen Klausur verlangt. Regelmäßig han-
delt es sich dabei um eine verwaltungsrechtliche Klausur, bei der 
Fragen des prozessualen (VwGO) als auch des materiellen Verwal-
tungsrechts (z.B. VwVfG, Baurecht, Kommunalrecht, Polizeirecht) 
eine Rolle spielen. 
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Abgrenzung zur Verfassungsrechts-
klausur 

In Abgrenzung zur Verfassungsrechtsklausur, bei der Verfassungs-
beschwerde, Organstreitverfahren und abstrakte sowie konkrete 
Normenkontrolle im Vordergrund stehen, behandelt die verwaltungs-
rechtliche Klausur schwerpunktmäßig einen Sachverhalt, bei dem es 
um die erstinstanzliche Überprüfung von Maßnahmen (bzw. Unter-
lassungen) der Verwaltung gegenüber dem Bürger geht. 

 Bspe.: A will eine Genehmigung erteilt bekommen, die ihm von der Be-
hörde versagt wird. B will gegen die Baugenehmigung seines Nachbarn 
vorgehen. C möchte Subventionen ausgezahlt bekommen, die ihm be-
reits bewilligt wurden. Die radikale D-Partei möchte eine Stadthalle für ih-
re Parteiversammlung anmieten. E will als Schausteller auf einem Volks-
fest zugelassen werden. F möchte gerne einen Studienplatz für Medizin, 
obwohl sie den n.c. nicht „erfüllt“. Die Gemeinde G weist einen Obdach-
losen in eine gemeindliche Unterkunft ein, etc. 

 Es stellt sich in diesen Fällen regelmäßig die Frage, ob und unter wel-
chen Voraussetzungen der von der öffentlichen Gewalt betroffene Bürger 
erstinstanzlich gerichtlichen Rechtsschutz verlangen kann. 

Gebot umfassenden Rechtsschut-
zes, Art. 19 IV GG 

Gemäß Art. 19 IV GG ist dies grundsätzlich möglich, denn danach 
hat der Bürger ein Recht auf gerichtliche Kontrolle auch gegenüber 
den Maßnahmen der öffentlichen Gewalt, worunter unstreitig zumin-
dest die Exekutive zu verstehen ist1. Dieses Recht ist zwingende 
Folge des Prinzips der Gewaltenteilung (Art. 20 II S. 2 GG), wonach 
die Exekutive (= Verwaltung) die Zielvorgaben des Gesetzgebers 
umsetzen und die Judikative als dritte Gewalt über die Maßnahmen 
der Verwaltung wachen soll. 

2

 
B) Überblick 

Systematik d. Darstellung Das vorliegende Skript Verwaltungsrecht I hat die Zulässigkeit und 
die Begründetheit der Anfechtungsklage zum Gegenstand. In den 
Skripten Hemmer/Wüst, Verwaltungsrecht II und III werden die 
weiteren Klagearten der VwGO, der vorläufige und der vorbeugende 
Rechtsschutz, die Rechtsmittel und andere Sonderprobleme darge-
stellt.  
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 Für das Verständnis ist es zunächst nötig, sich einen Überblick über 
diejenigen möglichen Rechtsbehelfe2 zu verschaffen, die eine erst-
malige (ursprüngliche) Kontrolle von Verwaltungshandlungen ermög-
lichen. Diese dienen sowohl dem durch Art. 19 IV GG garantierten 
subjektiven Rechtsschutz zugunsten eines Betroffenen, als auch der 
gem. Art. 20 III GG gebotenen objektiven Kontrolle der Einhaltung 
von „Gesetz und Recht“. 

                                                      
1  Vgl. m.w.N. Schmidt-Bleibtreu/Klein, Art. 19 GG, Rn. 24 ff. 

2  Die Rechtsmittel dienen hingegen der Kontrolle gerichtlicher Entscheidungen. 
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 I. Arten der Rechtsbehelfe 

gerichtliche u. außergerichtliche 
Rechtsbehelfe 

Den Oberbegriff der Rechtsbehelfe kann man zunächst in gerichtli-
che und außergerichtliche Rechtsbehelfe aufteilen. Als weiteres Un-
terscheidungsmerkmal kann man das Begriffspaar förmlich/formlos 
heranziehen. Dabei ist zu beachten, dass gerichtliche Rechtsbehelfe 
stets auch förmliche Rechtsbehelfe sind. 
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förmliche u. formlose 
Rechtsbehelfe 

Anders als die förmlichen Rechtsbehelfe sind die formlosen weder 
an eine Form noch an Fristen gebunden, der Rechtsbehelfsführer 
muss keine eigene Beschwer geltend machen. Formlose Rechtsbe-
helfe können wiederholt eingelegt werden. Sie haben weder Sus-
pensiveffekt (aufschiebende Wirkung) noch Devolutiveffekt (Überlei-
tung des Verfahrens auf eine höhere Instanz).3 

 
Mögliche Rechtsbehelfe: 

   

  
Rechtsbehelfe 
(erstinstanzlich) 

gerichtliche 
sind immer förmlich 

formlos: 
• Petition 
• Gegenvorstellung 
• Aufsichtsbeschwerden

förmlich: 
Widerspruch, 

§§ 68 ff. VwGO 

außergerichtliche 

   

 
II. Außergerichtliche Rechtsbehelfe 

 
1. Widerspruch 

Widerspruch als Verwaltungsverfah-
ren 

Der Widerspruch ist der einzige examensrelevante außergerichtliche 
förmliche Rechtsbehelf. Er ist in den §§ 68 ff. VwGO geregelt und 
hat die Überprüfung der Recht- und Zweckmäßigkeit von Verwal-
tungsakten (abgekürzt VA) i.S.d. § 35 VwVfG zum Ziel. Das Wider-
spruchsverfahren ist ein reines Verwaltungsverfahren. Seine (ord-
nungsgemäße und erfolglose) Durchführung ist als Vorschalt-
rechtsbehelf grundsätzlich Sachurteilsvoraussetzung für Anfech-
tungs- und Verpflichtungsklage, vgl. den Wortlaut des § 68 VwGO. 
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 hemmer-Methode: Prüfungsrelevant ist der Widerspruch in zwei Fall-
konstellationen, nämlich 
1. als Sachurteilsvoraussetzung i.R.d. Zulässigkeitsprüfung von An-

fechtungs- und Verpflichtungsklage4 und 
2. i.R.d. Widerspruchsklausur, wenn es um die Beurteilung der Er-

folgsaussichten eines eingelegten Widerspruchs geht.5 

                                                      
3  Vgl. ausführlich Schmitt Glaeser/Horn, Rn. 5 ff. 

4  Vgl. unten Rn. 146 ff. 

5  Siehe dazu Hemmer/Wüst, Verwaltungsrecht III, Rn. 1 ff. (im Folgenden VWR III). 
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 2. Formlose außergerichtliche Rechtsbehelfe 

   

vier formlose Rechtsbehelfe Im Wesentlichen gibt es vier formlose Rechtsbehelfe: 

 Petition (i.w.S.) 

 Gegendarstellung 

 Aufsichtsbeschwerde  

 Dienstaufsichtsbeschwerde  

6

   

 Den formlosen Rechtsbehelfen kommt allenfalls im Hinblick auf die 
Abgrenzung zum Widerspruch Klausurbedeutung zu. Sie werden 
deshalb in Abgrenzung zum Widerspruch unter Rn. 149 ff. ausführli-
cher dargestellt. 

 
III. Gerichtliche Rechtsbehelfe 

förmliche gerichtliche Rechtsbehelfe Die – stets förmlichen – verwaltungsgerichtlichen Rechtsbehelfe 
kann man nach verschiedenen Gesichtspunkten aufteilen. Ge-
bräuchlich sind vor allem zwei Einteilungskriterien: 
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Grundtypen = Klageformen Zum einen kann man nach der Art der gerichtlichen Entscheidung 
(Tenorierungsart und Wirkung der Urteile) die Rechtsbehelfe nach 
Grundtypen bzw. Verfahrensarten wie folgt unterscheiden: 

   

 Verfahrensarten: 

 Leistungsklagen  

 Gestaltungsklagen 

 Feststellungsklagen  

   

Unterfälle = Klagearten Anders als die gesetzlich nicht geregelten Grundtypen (im Folgen-
den bezeichnet als Klageformen), hat der Gesetzgeber als Unterfälle 
der Grundtypen verschiedene Klage- und Antragsarten bestimmt, 
die entsprechend der gesetzlichen Systematik folgendermaßen ein-
geteilt werden können: 
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 Klage- und Antragsarten: 

 Anfechtungsklage (§ 42 I Alt. 1 VwGO) 

 Verpflichtungsklage (§ 42 I Alt. 2 VwGO) 

 Fortsetzungsfeststellungsklage (§ 113 I S. 4 VwGO) 

 allgemeine Leistungsklage (§§ 43 II, 40 I, 111, 113 IV VwGO), 

 allgemeine Feststellungsklage (§ 43 VwGO) 

 Normenkontrollantrag (§ 47 VwGO) 

 Antrag auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes  
(§§ 80 V, 80a, 123, 47 VI VwGO). 

   

 hemmer-Methode: Die Skripten Hemmer/Wüst, Verwaltungsrecht I - III 
folgen in ihrer Darstellung dieser gesetzlichen Systematik. 
Im Bereich der Einführung sollen jedoch einmal die einzelnen Klagear-
ten (bzw. Antragsarten) unter die an der Art der gerichtlichen Ent-
scheidung orientierten Oberbegriffe Leistungs-, Gestaltungs- und 
Feststellungsklage subsumiert werden. 



4 VERWALTUNGSRECHT I 

 Dies dient vor allem dem Verständnis: Z.B. die Aufteilung in die Leis-
tungsklage als Oberbegriff, die allgemeine Leistungsklage als spezielle 
Klageart und die Leistungs-Vornahme-Klage als Unterfall der allgemei-
nen Leistungsklage können Sie nur so richtig nachvollziehen. 
Im Examen wird von Ihnen erwartet, dass Sie diese Begriffe beherr-
schen und auseinander halten können. Terminologische Unklarheiten 
in Ihrer Klausurlösung gehen zu Ihren Lasten. 

 
1. Leistungsklage als Klageform 

Grundtyp eins: Leistungsklage Unter der Leistungsklage im weiteren Sinne versteht man eine Kla-
ge, die der Geltendmachung von öffentlich-rechtlichen Ansprüchen 
auf ein Tun, Dulden oder Unterlassen dient und die Voraussetzung 
für eine Zwangsvollstreckung nach den §§ 167 ff. VwGO darstellt.  
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 Leistungsklagen in diesem Sinne sind: 

 Verpflichtungsklage (§§ 42 I Alt. 2, 113 V VwGO), 

 allgemeine Leistungsklage (§§ 40 I, 43 II, 111, 113 IV VwGO).6 

   

Verpflichtungs- u. allgemeine Leis-
tungsklage 

Verpflichtungsklage und allgemeine Leistungsklage unterscheiden 
sich dabei vor allem in Hinblick auf den Rechtscharakter der begehr-
ten Leistung. Während mit der im Gesetz ausdrücklich geregelten 
Verpflichtungsklage ein Verwaltungsakt begehrt wird, greift die ge-
setzlich nicht abschließend geregelte allgemeine Leistungsklage nur 
in den Fällen ein, in denen kein VA, sondern ein sonstiges Verwal-
tungshandeln begehrt wird. Die Verpflichtungsklage schließt also in-
nerhalb ihres Anwendungsbereiches die (wie schon der Name sagt) 
„allgemeinere" Leistungsklage aus. Begründet wird dies damit, dass 
für die Verpflichtungsklage spezielle Zulässigkeitsvoraussetzungen 
geregelt sind (z.B. Vorverfahren und Klagefrist).7 

 hemmer-Methode: Die Klageform der Leistungsklage ist damit Ober-
begriff zur Klageart der allgemeinen Leistungsklage sowie der Ver-
pflichtungsklage. Die Klageart der allgemeinen Leistungsklage ist ih-
rerseits Oberbegriff zu den weiteren Unterfällen der Leistungs-
Vornahme und Leistungs-Unterlassungs-Klage.8 Beachten Sie deshalb 
die Doppeldeutigkeit des Begriffs „Leistungsklage“. Meint man die 
Klageart, so sollte man unbedingt von der „allgemeinen Leistungskla-
ge“ sprechen. Beachten Sie zur richtigen Einordnung noch einmal die 
Gesamtübersicht unter Rn. 10 ff. 

 
2. Gestaltungsklage als Klageform 

Grundtyp zwei: Gestaltungsklage Anders als bei der Leistungsklage, bei der der Kläger einen An-
spruch durchsetzen will, dient die Gestaltungsklage der unmittelba-
ren Änderung der Rechtslage durch das Urteil selbst. Eine Zwangs-
vollstreckung ist hier weder möglich noch nötig.  
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 Die Rechtsänderung tritt dabei mit Rechtskraft des Urteils (vgl. § 121 
VwGO) von selbst ein. 

                                                      
6  Soweit über § 173 VwGO auf § 894 ZPO auf Abgabe einer Willenserklärung geklagt wird, handelt es sich ebenfalls um einen Fall der Leistungskla-

ge, z.B. bei Klage auf Anpassung des öffentlich-rechtlichen Vertrags nach § 60 VwVfG, vgl. Kopp/Ramsauer, § 60 VwVfG, Rn. 13 f. 

7  Kopp/Schenke, § 42 VwGO, Rn. 14; auch Hemmer/Wüst, VWR II, Rn. 192 (im Folgenden VWR II). 

8  Vgl. im Einzelnen Hemmer/Wüst, VWR II, Rn. 174 ff. 
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 Die Unterfälle der Gestaltungsklage sind jedoch nicht nur allein der 
VwGO, sondern über den Verweis in § 173 VwGO teilweise auch 
der ZPO zu entnehmen. 

   

 Gestaltungsklagen sind: 

 Anfechtungsklage (§§ 42 I Alt. 1, 113 I VwGO), 

 Abänderungs- und Vollstreckungsabwehrklage 
(§ 173 VwGO i.V.m. §§ 323, 767 ZPO),9 

 allgemeine Gestaltungsklage (str.). 

   

insbes. Anfechtungsklage Die allgemeine Gestaltungsklage unterscheidet sich von der Anfech-
tungsklage (ähnlich wie Verpflichtungs- und allgemeine Leistungs-
klage) im Hinblick auf den Klagegegenstand: Bei der Anfechtungs-
klage ist Gegenstand ein VA i.S.v. § 35 VwVfG, bei der allgemeinen 
Gestaltungsklage ist der Klagegegenstand kein VA, sondern eine 
sonstige hoheitliche Maßnahme. Allerdings ist zu beachten, dass die 
h.M. eine allgemeine Gestaltungsklage nicht für zulässig erachtet.10 
Im Hinblick auf Gestaltungsklagen sei die VwGO abschließend.11 Im 
Bereich des schlichten Verwaltungshandelns wird vielmehr die all-
gemeine Leistungsklage mit dem Ziel angewendet, die Verwaltung 
zur Aufhebung des jeweiligen Hoheitsaktes zu verpflichten.12 

 Die Gegenansicht, die die Zulässigkeit einer allgemeinen Gestal-
tungsklage – wie dies bei der allgemeinen Leistungsklage der h.M. 
entspricht – auf §§ 40 I, 43 II VwGO stützt,13 hat sich bislang nicht 
durchsetzen können.14 

 hemmer-Methode: Die Klagearten, die über den Verweis in § 173 VwGO 
der ZPO zu entnehmen sind, haben wohl nur i.R.d. Schwerpunktbe-
reichs oder aber des Zweiten Staatsexamens Bedeutung. Die allgemei-
ne Systematik der Verweisung des § 173 VwGO auf die ZPO sollte aber 
jedem Examenskandidaten bekannt sein. 

 
3. Feststellungsklage als Klageform 

Grundtyp drei: Feststellungsklage Dritte Klageform ist die Feststellungsklage. Feststellungsklagen die-
nen ebenfalls nicht der Durchsetzung eines Klägeranspruchs, ihr Ur-
teilstenor enthält also keinen Leistungsbefehl, weshalb die Reichwei-
te des Feststellungsurteils geringer ist als die des Leistungsurteils. 
Andererseits haben Feststellungsurteile auch keine Gestaltungswir-
kung, die Rechtslage wird also durch das Urteil nicht unmittelbar 
verändert. Die Rechtslage wird nur verbindlich festgestellt. 
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 Als Unterfall der Feststellungsklagen ist auch die Normenkontrolle 
nach § 47 VwGO anzusehen.15 Allerdings weist diese in vieler Hin-
sicht Besonderheiten auf, weshalb sie oft als eigene Klagekategorie 
behandelt wird.16 

12

                                                      
9  Zur Reichweite des § 173 VwGO vgl. Kopp/Schenke, § 167 VwGO, Rn. 2; bzgl. weiterer Sonderfälle vgl. Schmitt Glaeser/Horn, Rn. 370. 

10  Vgl. etwa Schmitt Glaeser/Horn, Rn. 26, 369. 

11  BadWürttVGH, BaWüVBl. 1973, 137. 

12  Vgl. OVG Lüneburg, DVBl. 1986, 476. 

13  Vgl. Pietzner-Ronellenfitsch, § 9, Rn. 2 ff. m.w.N. 

14  Vgl. hierzu auch Stumpf, „Die allgemeine Gestaltungsklage im Kommunalverfassungsstreit“, BayVBl. 2000, 103. 

15  Pietzner-Ronellenfitsch, § 11, Rn. 1. 

16  So z.B. Schmitt Glaeser/Horn, Rn. 404 ; vgl. ausführlich Hemmer/Wüst, VWR II, Rn. 368 ff. 
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 Feststellungsklagen sind: 

 allgemeine Feststellungsklage nach § 43 I Alt. 1 VwGO 

 Nichtigkeitsfeststellungsklage nach § 43 I Alt. 2 VwGO 

 Zwischenfeststellungsklage nach § 173 VwGO i.V.m. § 256 II 
ZPO 

 Fortsetzungsfeststellungsklage nach § 113 I S. 4 VwGO direkt 
bzw. analog 

 Normenkontrollantrag nach § 47 VwGO 

   

 

Gestaltungsklage Leistungsklage Feststellungsklage 

diesbzgl. Klagearten: diesbzgl. Klagearten: diesbzgl. Klagearten: 

Verpflichtungsklage
bei VA 

subsidiär: 
allg. Leistungsklage 

Anfechtungsklage 
gegen VA 

subsidiär: 
allg. Gestaltungsklage

Sonderfall § 173 VwGO
i.V.m. ZPO: 

Vollstreckungs-
abwehrklage 

Fortsetzungs-
feststellungs-

klage  
bei Erledigung 

Normen-
kontrolle 

bei Rechts-
normen 

subsidiär: allg. 
Feststellungsklage 

Sonderfall § 173 VwGO
i.V.m. ZPO: 

Zwischenfest-
stellungsklage 

Klageformen des  
Verwaltungsprozessrechts 

   
 hemmer-Methode: Von diesen Klageformen ist die Gestaltungsklage 

die rechtsschutzintensivste, da hier der Richter unmittelbar die 
Rechtslage im Interesse des Klägers ändert, während  die Leistungs-
klage dem Kläger nur einen vollstreckbaren Titel gibt. Die Feststel-
lungsklage führt nicht einmal zu einem Vollstreckungstitel. Bedeutung 
erlangt dies immer dann, wenn mehrere Klagearten zum Ziel führen, 
also eigentlich statthaft sind. Ein Rechtsschutzbedürfnis besteht dann 
nur für die rechtsschutzintensivste Klage. Ein Beispiel hierfür ist die 
Rücknahme eines begünstigenden Verwaltungsakts. Hier kann theore-
tisch die Rücknahme angefochten werden oder Verpflichtungsklage 
auf einen Neuerlass erhoben werden.17 

 

                                                      
17  Ausführlich hierzu Rn. 452 ff. 


